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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BZSt: Zahlungserinnerungen von anderen EU-Mitgliedstaaten (One-Stop-Shop) 

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat eine Kurzmeldung zu 
Zahlungserinnerungen von anderen EU-Mitgliedstaaten im Rahmen des One-
Stop-Shop(OSS)-Verfahrens veröffentlicht. 

Das BZSt weist darauf hin, dass zahlreiche Unternehmer, die am Verfahren One-
Stop-Shop, EU-Regelung teilnehmen, aktuell Zahlungserinnerungen für das 3. 
Quartal 2021 von anderen EU-Mitgliedstaaten erhalten haben. Um ein derartiges 
Szenario zu vermeiden, wurden die Mitgliedstaaten bereits frühzeitig darüber 
informiert, dass die für sie vorliegenden Zahlungen erst mit zeitlicher Verzögerung 
weitergeleitet werden. Offenbar haben aber nicht alle Mitgliedstaaten ihre 
automatisierten Mahnläufe ausgesetzt. 

Dazu führt das BZSt aus: 

„Sollten Sie auch eine Zahlungserinnerung von einem anderen Mitgliedstaat 
erhalten haben, prüfen Sie bitte zunächst, ob Sie die erklärten Steuern für das 
betreffende Quartal vollständig an die Bundeskasse Trier gezahlt haben. Wenn 
dies der Fall ist, empfiehlt es sich, dem Mitgliedstaat auf die Erinnerung hin zu 
antworten, dass die Steuerzahlung bereits an Deutschland geleistet wurde.“ 

Es sei in der Regel nicht erforderlich, das Bundeszentralamt für Steuern über die 
erhaltene Zahlungserinnerung zu informieren. 

Fundstelle 

BZSt, Kurzmeldung vom 13. Januar 2022.  

https://www.bzst.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2022_Kurzmeldungen/20220113_zahlungserinnerung.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 20. Januar 2022 

 
 
Ist der Grundstückskaufvertrag mit einem befristeten 
Erwerberbenennungsrecht ausgestattet, kommt es zur 
Anschaffung i.S. des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG im 
Zeitpunkt der Selbstbenennung (Selbsteintritt), selbst wenn der 
Benennungsberechtigte das Grundstück mit dem späteren 
Fristablauf ohnehin "automatisch" (Annahmefiktion) erworben 
hätte. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Der bis zum Zeitpunkt der Begründung der unbeschränkten 
Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 EStG entstandene 
Vermögenszuwachs hat nicht i.S. von § 17 Abs. 2 Satz 3 EStG 
aufgrund gesetzlicher Bestimmungen des Wegzugsstaats im 
Wegzugsstaat einer der Steuer nach § 6 AStG vergleichbaren 
Steuer unterlegen, wenn dort keine Steuer festgesetzt worden ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Das (Fort-)Bestehen eines im Innenverhältnis zum Eigentümer zur 
Vermietung berechtigenden Nutzungsrechts kann auch konkludent 
vereinbart werden (Bestätigung des BFH-Urteils vom 16.01.2007 - 
IX R 69/04, BStBl II 2007, 579). 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil IX R 12/20: 
Fristbeginn bei einem 
privaten Veräußerungs-
geschäft im Fall der 
Selbstbenennung 
aufgrund eines 
befristeten 
Benennungsrechts 
 
 
 
26. Oktober 2021 
 

Urteil IX R 13/20: 
Veräußerung der 
Beteiligung i.S. des § 
17 EStG nach Eintritt 
in die unbeschränkte 
Steuerpflicht 
(Zuzugsfall) 
 
 
 
 
26. Oktober 2021 
 

 

 
Urteil IX R 2/21: 
Zurechnung von 
Vermietungs-
einkünften im Fall 
eines Nutzungsrechts 
 
 
 
 
 
 
29. September 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210002/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210003/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250001/
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Rechtsprechung im Blog 
 

§ 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 ist kein eigenständiger, von Satz 4 
losgelöster Ausschlussgrund 

§ 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 bildet nur die Grundlage für die Vermutung des 
Satzes 4 und ist kein eigenständiger Ausschlussgrund für eine 
Buchwertfortführung; es handelt sich um eine einheitliche 
Missbrauchsvermeidungsregelung bestehend aus den Sätzen 3 und 4. Das hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die A-GmbH spaltete ihre 100%-ige Beteiligung an der E-GmbH auf die in 2008 
neu gegründete Schwesterkapitalgesellschaft, die L Deutschland GmbH, mit 
steuerlicher Rückwirkung zum 31. Dezember 2007 ab. Mit dinglicher Wirkung 
zum 30. Juni 2008 wurden die Anteile an der L Deutschland GmbH (und mittelbar 
die Anteile der E-GmbH) an eine konzernfremde GmbH & Co. KG veräußert, die 
im November 2007 ein verbindliches Angebot für den Erwerb der E-GmbH 
abgegeben hatte. Bereits seit August 2007 fanden Verhandlungen mit 
potenziellen Erwerbern statt. In Anwendung des § 15 Abs. 2 Satz 3 
Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) versagte das Finanzamt die 
Buchwertfortführung, da durch die Abspaltung des Teilbetriebs „Beteiligung an 
der E-GmbH“ gegen Gewährung von Anteilen die Voraussetzungen für eine 
Veräußerung geschaffen worden sind. 

Das Finanzgericht Hamburg bestätigte das Finanzamt und wies die Klage ab (vgl. 
unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und das Urteil der Vorinstanz 
aufgehoben. 

Das Finanzgericht ist für den streitgegenständlichen Abspaltungsvorgang zwar 
zutreffend davon ausgegangen, dass die Tatbestandsvoraussetzungen des § 15 
Abs. 1 i. V. mit § 11 Abs. 2 UmwStG 2006 erfüllt sind, es hat aber zu Unrecht 
angenommen, dass die von der Klägerin begehrte Buchwertfortführung an der 
sog. Nachspaltungsveräußerungssperre des § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 
scheitert. 

Die Rechtsfrage, ob § 15 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 als eigenständiger 
Ausschlussgrund zu bewerten ist, der unabhängig von § 15 Abs. 2 Satz 4 
UmwStG 2006 Anwendung finden kann, wird unterschiedlich beantwortet. 

Die überwiegend vertretene Auffassung geht davon aus, dass § 15 Abs. 2 Satz 3 
UmwStG 2006 nur die Grundlage für die Vermutung des Satzes 4 regelt und 
keinen eigenständigen Anwendungsbereich hat, es sich also um eine einheitliche 
Missbrauchsvermeidungsregelung bestehend aus den Sätzen 3 und 4 handelt. 
Dieser Auffassung hat sich der BFH angeschlossen. 

Ein Fall des § 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 liegt im Streitfall nicht vor. Denn 
dazu müssten innerhalb von fünf Jahren nach dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag (hier: 31.12.2007) Anteile an einer an der Spaltung 
beteiligten Körperschaft, die mehr als 20 % der vor Wirksamwerden der Spaltung 
an der Körperschaft bestehenden Anteile ausmachen, veräußert worden sein. Es 
muss ermittelt werden, welchen rechnerischen Anteil die zu berücksichtigenden 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/01/03/keine-buchwertfortfuehrung-bei-abspaltung-und-spaeterer-anteilsveraeusserung/
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Anteile an den beteiligten Körperschaften nach Spaltung an den Anteilen an der 
übertragenden Körperschaft vor Spaltung repräsentieren. Maßgeblich sind 
insoweit die gemeinen Werte der Anteile zum Übertragungsstichtag. 

Deshalb sind zeitlich vorgelagerte Vorgänge – was das Finanzamt und das BMF 
aber auch nicht geltend gemacht haben – nicht einzubeziehen. Der Wortlaut des 
§ 15 Abs. 2 Satz 4 UmwStG 2006 stellt insoweit ausdrücklich und 
unmissverständlich auf die „Anteile“ an einer an der Spaltung beteiligten 
Körperschaft ab. 

Es ist entgegen der Auffassung des Finanzamts ausgeschlossen, § 15 Abs. 2 
Satz 4 UmwStG 2006 unter Rückgriff auf § 42 AO a.F. auszulegen bzw. § 42 AO 
a.F. unmittelbar anzuwenden. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 11. August 2021 (I R 39/18), veröffentlicht am 13. Januar 2022. 

 

Verfassungsrechtliche Zweifel an der Höhe der Säumniszuschläge 

An der Höhe der ab 2019 entstandenen Säumniszuschläge bestehen 
verfassungsrechtliche Zweifel. Das hat das Finanzgericht Münster in einem 
aktuellen Beschluss entschieden. 

Sachverhalt 

Die Antragstellerin entrichtete fällige Grunderwerbsteuer verspätet im November 
2019, wodurch Säumniszuschläge für drei Monate entstanden, die die 
Antragstellerin zahlte. 

Auf Antrag erließ das Finanzamt hierüber einen Abrechnungsbescheid. 
Hiergegen legte die Antragstellerin Einspruch ein und beantrage die Aufhebung 
der Vollziehung. 

Nach Ablehnung dieses Antrags durch das Finanzamt wandte sich die 
Antragstellerin an das Gericht und machte geltend, die Höhe der 
Säumniszuschläge sei im Hinblick auf die zur Zinshöhe ergangene Entscheidung 
des BVerfG vom 8. Juli 2021 (Az. 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17, vgl. 
unseren Blogbeitrag) ebenfalls verfassungswidrig. Hierzu berief sie sich auf einen 
nicht veröffentlichten Beschluss des BFH vom 31. August 2021 (Az. VII B 69/21). 
Abweichend von diesem Beschluss sei die Vollziehung der Säumniszuschläge im 
Streitfall nicht hälftig, sondern vollständig aufzuheben. 

Das Finanzamt wandte ein, dass keine verfassungsrechtlichen Zweifel an der 
Höhe der Säumniszuschläge bestünden. Sie wirkten als Druckmittel, dienten der 
Abgeltung von Verwaltungsaufwand und seien eine Gegenleistung für das 
Hinausschieben der Zahlung. Ein fester Zinsanteil lasse sich nicht ermitteln. Die 
Entscheidung des BVerfG sei daher nicht auf Säumniszuschläge übertragbar. 

Richterliche Entscheidung 

Dem ist das Finanzgericht Münster nicht gefolgt und hat die Vollziehung des 
Abrechnungsbescheids über die Säumniszuschläge in vollem Umfang 
aufgehoben. 

Die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Höhe der 
Säumniszuschläge von 1% pro Monat erscheine zweifelhaft. Nach dem von der 
Antragstellerin angeführten Beschluss des BVerfG vom 8. Juli 2021 seien 
Nachzahlungszinsen nach § 233a Abgabenordnung (AO) verfassungswidrig, 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210001/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/08/18/steuerverzinsung-mit-6-ab-2014-verfassungswidrig/
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ZUM SEMINAR 

soweit sie auf Verzinsungszeiträume ab 2014 entfallen. Allerdings gelte die 
verfassungswidrige Regelung bis zum 31. Dezember 2018 fort. Andere 
Verzinsungstatbestände bedürften nach Auffassung des BVerfG einer 
eigenständigen verfassungsrechtlichen Wertung, wobei zu berücksichtigen sei, 
dass Steuerpflichtige im Bereich der Teilverzinsungstatbestände grundsätzlich die 
Wahl hätten, ob sie den steuerlichen Zinssatz von 0,5% pro Monat hinnehmen 
oder sich die zur Tilgung der Steuerschuld erforderlichen Geldmittel anderweitig 
zu günstigeren Konditionen beschaffen. 

In seinem von der Antragstellerin in das Verfahren eingebrachten Beschluss vom 
31. August 2021 (Az. VII B 69/21) führe der BFH aus, dass die 
verfassungsrechtlichen Zweifel auf Säumniszuschläge übertragbar seien, soweit 
ihnen nicht die Funktion eines Druckmittels, sondern eine zinsähnliche Funktion 
zukomme. Da sich das Aussetzungsbegehren im dortigen Verfahren nur auf die 
hälftigen Säumniszuschläge beschränkt habe, habe der BFH keine Entscheidung 
über darüber hinaus gehende Beträge treffen müssen. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts Münster könne die gesetzlich festgelegte 
Höhe der Säumniszuschläge nur insgesamt verfassungsgemäß oder 
verfassungswidrig sein, weil es keine Teilverfassungswidrigkeit in Bezug auf 
einen bestimmten Zweck einer Norm geben könne. Daher sei die Vollziehung der 
Säumniszuschläge in vollem Umfang aufzuheben. 

Das Finanzamt hat die vom Finanzgericht zugelassene Beschwerde eingelegt. 
Das Finanzgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen und sie dem 
Bundesfinanzhof zur Entscheidung vorgelegt. Ein dortiges Aktenzeichen ist noch 
nicht bekannt. 

Fundstelle 

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 16. Dezember 2021 (12 V 2684/21 AO), 
die Beschwerde wurde vom Finanzgericht zugelassen, über die Einlegung ist 
noch nichts bekannt; siehe auch den Newsletter Januar 2022 des Finanzgerichts. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Terminplaner 
  

Sicherstellung der Tax Compliance durch 

digitale Assistenten in SSC 

27.01., Webinar 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/tax-compliance
https://www.pwc-events.com/tax-compliance
https://www.pwc-events.com/tax-compliance
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2021/12_V_2684_21_AO_Beschluss_20211216.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/archiv/newsletter_archiv/newsletter_2022/Newsletter_01_2022.pdf
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

 

Auf den Punkt gebracht: 

Steueränderungen 2021/2022 

10.02., Webinar 

 

 

 
Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-west
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-west
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-west
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-west
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-west
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-west
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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